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Regierungsvorlage. 

Bundesgesetz vom über 
die Rückstellung gewerblicher' Schutzrechte 

(Achtes Rückstellungsgesetz). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. Geltungsbereich des Gesetzes. 

§ 4. Die Bestimmungen des § 15 Patentschutz­
Überleitungsgesetz vom 9. Mai 1'947, B. G. BI. 
Nr. 123, können in Berücksichtigung gesamtwirt­
schaftlicher Interessen und der persönlichen Ver­
hältnisse der Parteien sinngemäß angewendet 
werden. 

III. Behinderung. § 1. (1) Gegenstand dieses Bundesgesetzes sind 
Patent-, Marken- und Musterrechte, die dem 
Eigentümer (Berechtigten) entzogen oder an deren § 5. (l) Die vermögensrechtlichen Ansprüche aus 
Ausübung er oder seine Erben (Legatare) - im der Behinderung. des g.eschädigten ~ig~ntümers 
folgenden geschädigte Eigentümer genannt - ver- [§ 1, Abs. (1)], richten sIch gegen d~nJemgen, der 
hindert worden sind, sofern die Entziehung oder 1 aus .. der Behmderung Nutzen zog, 1m folgenden 
die Behinderung während der deutschen Besetzung Benutzer genannt. 
österreichs, sei es eigenmächtig, sei es auf Grund (2) Die Bestimmungen des Dritteil Rück-

, von Gesetzen oder von anderen Anordnungen, stellungs gesetzes über den Erwerber finden auf 
insbesonders auch durch Rechtsgeschäfte oder den Benützer sinngemäß Anwendung. 
sonstige Rechtshandlungen gegenüber dem Eigen­
tümer im Zusammenhang mit der nationalsoziali­
stischen Machtübernahme erfolgt ist. 

(2) Gegenstand dieses Bundesgesetzes sind 
weiters die Erfindungen von Dienstnehmern, die 
auf Grund der Verordnung über die Behandlung 
von Erfindungen von Gefolgschaftsmitgliedern 
vom 1i2. Juli 1942, Deutsches R. G. Bi; I S. 466, 
und der hiezu ergangenen Du,rchführungsver­
ordnung vom 20. März 1943, Deutsches 
R. G. BI. I S. 257, von den Dienstgebern in An­
spruch genommen und beim Deutschen' Reichs­
patentamt angemeldet worden sind. 

n. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 2. Soweit in diesem Bundesgesetz keine 
besonderen Bestimmungen getroffen sind, sind die 
Vorschriften des ,Bundesgesetzes vom ·6. Februar 
1947, B. G. BI. Nr. 54, über die Nichtigkeit von 
Vermögensentziehungen (Drittes Rückstellungs,! 
gesetz) in der jeweils geltenden Fassung sinn­
gemäß anzuwenden. 

§ 3. Dingliche Rechte, die unter den Voraus­
setzungen der §§ 9 und 10 des Dritten Rück­
stellungsgesetzes zu löschen wären, sind in das 
n(\:ue österreichische Patentregister nicht einzu­
tragen. 

1(3) Der Benützer ist verpflichtet, dem geschädig­
ten Eigentümer für die Benützung ein ange­
messenes Entgelt zu leisten, dessen Höhe von der 
Rückstellungskommission unter Bedachtnahme auf 
die tatsächliche Bereicherung nach freiem Er-, 
messen zu bestimmen ist. 

IV. Lizenzen und Fruchtnießung. 

§ 6. (1) Auf Ansprüche aus der Entziehung von 
Lizenzrechten sowie aus der Behinderung der 
Ausnützung von Lizenzrechten haben die Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes Anwendung zu 
finden. 

1(2) Lizenzverträge, die in deI.' Zeit zwischen 
Entziehung und Rückstellung eines gewerblichen 
Schutzrechtes abgeschlossen worden sind, können 
vom geschädigten Eigentümer innerhalb eines 
Jahres nach Rückstellung des Schutzrechtes ohne 
Rücksicht auf entgegenstehende Bestimmungen 
des Lizenzvertrages aufgekündigt werden. Der 
Lizenznehmer kann binnen drei Monaten nach 
der Kündigung bei der Rückstellungskommission 
eine Entscheidung auf Unwirksamkeitserklärung 
der Kündigung beantragen. Die Rückstellungs­
kommission entscheidet nach billigem Ermessen, 
ob und unter welchen Bedingungen der Lizenz­
vertrag aufrechterhalten oder aufgelöst wird. 
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'(3) Die Bestimmungen der Abs .. (1) und (2) 
finden auch auf die Bestellung der Fruchtnießung 
Anwendung. 

V. Patent- und maikenrechtliche Sonderbestim-
mungen. 

§ 7. (1) Die Rückstellungskommission kann nach 
billigem Ermessen unter Berücksichtigung der be­
sonderen Verhältnisse des Einzelfalles dem geschä­
digten Eigentümer folgende Begünstigungen zu­
erkennen: 

a) Rechtskräftig beendete Nichtigkeitsverfahren 
[§ 28 Patentgesetz, B. G. BI. Nr. 366 aus 
dem Jahre 1912'5, § 6, Abs. (2), lit. b, Patent­
ÜG.], Verfahren über Abhängigerklärung 
(§ 30 Patentgesetz), Verfahren über den An­
spruch auf Nennung als Erfinder (§ 5 0 

Patentgesetz), Verfahren über das Bestehen 
des Vorbenützerrechtes (§ 9 Patentgesetz), 
Verfahren über die Löschung einer regi­
strierten Marke (§ 22 g Markenschutzgesetz, 
B. G. BI. Nr. 206/1947), und über Feststel­
lungsanträge (§ 111 Patentgesetz und § 30 
Markenschutzgesetz) können wieder anhän­
gig gemacht werden. Sie sind nach den 
Bestimmungen des österreichischen Patent­
gesetzes durchzuführen. 

b) Die Geltendmachung eines Anspruches auf 
Aberkennung sowie die Geltendmachung 
des Anspruches auf Nennung als Erfinder 
können ohne Rücksicht auf den bereits er­
folgten Ablauf der Verjährungsfrist [§ 29, 
Abs. (3), beziehungsweise § 5 0, Abs. (5), 
Patentgesetz ] zugelassen werden. 

c) Von der Anwendung der Bestimmungen des 
§ 2, Abs. (2), des Unionsbeitrittsgesetzes, 
B. G. BI. Nr. 119 vom Jahre 1928, kann 
Abstand genommen werden. 

d) Die Schutzdauer für Patente kann um einen 
Zeitraum verlängert werden, dessen Höchst­
dauer durch den Zeitraum der Entziehung 
oder der Behinderung begrenzt isr. Zeit­
räume bis zu sechs Monaten bleiben aqßer 

. Betracht, Zeiträume über sechs Monate sind 
als volle Jahre zu rechnen. 

g)Der Antrag auf. Löschung einer Marke nach 
§22 a Markenschutzgesetz kann auch für 
den Fall gestellt werden, daß die im § 22 a, 
Abs. (3), Markenschutzgesetz angeführte 
Frist zur AntragsteIlung im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes abge­
laufen war. 

(2) Die nach Abs. (1) zuerkannten Begünstigun­
gen sind durch einen Antrag an das Patentamt 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Ein­
tritt der Rechtskraft der Entscheidung der Rück­
stellungskommission in Anspruch zu nehmen. Dem 
Antrag ist eine mit der Bestätigung der Rechts­
kraft versehene Ausfertigung der Entscheidung der 
Rückstellungskommission anzuschließen. 

§ 8. (1) Wi;d ein Unternehmen auf Grund des 
§ 3, Abs. (1), des Vierten Rückstellungsgesetzes 
vom 21. Mai 1947, B. G. BI. Nr. 143, mit dem 
früheren Firmenwortlaut in das Handelsregister 
eingetragen, so ist nur dieses Unternehmen berech­
tigt, die im Markenschutz-überleitungsgesetz 
(Marken-ÜG.) vom 9. Mai 1947, B.G.BI. Nr. 125, 
vorgesehenen Anträge hinsichtlich der für die ge­
löschte 'Firma eingetragen gewesenen Marken 
(Warenzeichen) zu stellen. 

1(2) Registrierungen, die entgegen den Bestim­
mungen des Abs. (1) vorgenommen wurden, kön­
nen binnen drei Jahren nach erfolgter Registrie­
rung von Amts wegen oder auf Antrag gelöscht 
werden. ' 

§ 9. (1) Die Frist zur Antragstellung auf Ein­
tragung von Marken (Warenzeichen) in das neue 
österreichische Markenregister (§§ 6, 7 und 8, 
Abs. (2), Marken-ÜG.) kann auf Antrag erstreckt 
werden, falls der Erwerber eines Unternehmens 
die AntragsteIlung unterlassen hat und das Unter­
nehmen zwei Monate vor' Ablauf der Frist dem 
geschädigten Eigentümer ~och nicht zurückgestellt 
war. 

~2) Ein Antrag auf Fristerstreckung nach 
Abs. (1) kann nur bis zum Ablauf der gemäß §8, 
Abs. (2), Marken-ÜG. festgesetzten Frist gestellt 
werden. 

(3) über die Zu lässigkeit der Verlängerung der 
Frist [Abs. (1)] ist nach billigem Ermessen in Be­
rücksichtigung der besonderen Umstände des Ein­
zelfalles zu entscheiden. 

e) Bei der Berechnung der Jahresgebühren kann 
von der Anrechnung der Entziehungs- oder 
Behinderungszeiten abgesehen werden. Zeit­
räume bis zu ~echs Monaten bleiben ,außer 
Betracht, Zeiträume über sechs Monate sind 
als volle Jahre zu rechnen. Zahlungen auf 
Grund des Patent-ÜG. sowi~ Zahlungen 
von Jahresgebühren sind zu verrechnen und \i 

Mehrbeträge zurückzuerstatten. 

§ 10. Die Entscheidungen nach §§ 8 und 9 
werden durch das Patentamt iq sinngemäßer An­
wendung der Vo'rschriftendes Markenschutz­
gesetzes getroffen. 

VI. Diensterfindungen. 

§ 11. (1) Wurden Erfindungen vom Dienst­
geber auf Grund der im § 1, Abs. (2), angeführ­
ten Bestimmungen beansprucht, so kann der 
Dienstnehmer begehren, daß mit ihm über die 
in Anspruch genommene Erfindung ein Vertrag 
im Sinne des § 5 b, Abs. (1), Patentgesetz, unt~r 
den in dem gleichen oder einem ähnlichen Wirt-

f) Patentanmeldungen können im Sinne des 
§ 8, Abs. (1), lit. a, des Patent-ÜG. auch 
dann wiederholt werden, wenn am 13. März 
1938 die Frist zur Nachholung der Äuße­
rung auf den Vorbescheid [§ 5'5, Abs. (4), 
Patentgesetz ] noch nicht abgelaufen war. 
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schafts zweig üblichen Bedingungen abgeschlossen. 
wird. 

(2) Zur Feststellung der Bestimmungen dieses 
Vertrages ist im Streitfall die Rückstellungskom­
mission zuständig. 

(3) Weigert sich der Dienstgeber , einen Vertrag 
im Sinne der Entscheidung der Rücks~eliungskom­
mission abzuschließen, so hat die Rückstellungs~ 
kommission über Antrag zu erkennen, daß die 
Erfindung allf den Dienstnehmer übertragen wird. 
Dieser Antrag ,kann innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten nach Eintritt der Rechtskraft der 
Entscheidung der Rückstellungskommission ge­
stellt werden. 

§ 12. Ist dem Dienstnehmer für die in §1, 
A,bs. (2), genannten Erfindungen keine imwesent­
lichen angemessene Vergütung gewährt worden, 
so . kann er einen Antrag auf Anderung der Ver­
gütung stellen. Die Bestimmungen der §§ 5 e, 
Abs.(1) und (2), und 5 m, Patentgesetz, finden 
Anwendung. 

§ 13. (1) Wurde der Dienstnehmer durch die 
Inanspruchnahme seiner Erfindung auf Grund der 
in § 1, Abs. (2), angeführten Bestimmungen erheb­
lich benachteiligt, ohne daß dieser Nachteil durch 
eine Knderung der Vergütung (§ 12) behoben 
werden kann, so kann er die Rückstellung der 
Erfindung begehren. 

1(2j über die Forderung des Dienstgebers auf 
Ersatz der Aufwendungen für die Erfindung ist 
unter Bedachtnahme auf den dem Dienstgeber 
zugekommenen Nutzen nach 'billigem ErmesseQ 
unter Berücksichtigung der besonderen Verhält­
nisse des Einzelfalles zu entscheiden. 

§ 14. (1) Die Bestimmungen der §§ 11 bis 13 
finden auch auf die Erben des Dienstnehmers 
Anwendung. 

3 

zwischen mehreren Erwerbern mit Ausnahme 
der Ansprüche aus den §§ 8, 9 und 12 entscheidet 
die Rückstellungskommission beim Landesgericht 
für ZRS Wien. 

§ 16. (1) Ansprüche nach diesem Bundesgesetz 
sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes geltend zu machen. Ein 
Verfahren vor der Rückstellungskommission kanl1 
nur innerhalb dieser Frist anhängig gemaqlt 
werden. Diese Frist kann durch Verordnung des 
Bundesministeriums für Handel und Wiederauf­
bau im Einvernehmen mit dem Bundesministe­
rium für Vermögenssicherung und Wirtschafts­
planung verlängert werden. 

(2) Die Vorschriften des Abs. (1) gelten' nur 
insoweit, als' nicht in einzelnen Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes eine gesonderte Regelung 
getroffen wurde. 

§ 17. (1) Die, Rückstelhingskommission kann 
auf Antrag oder von Amts wegen in jedem Sta­
dium des Verfahrens ein rechtskundiges Mitglied 
des Patentamtes als Beisitzer ohne Stimmrecht 
zuziehen. 

(2) Diese Beisitzer werden durch den Präsi­
denten des Patentamtes bestellt. 

§ 18. (1) Der Vorsitzende der Rückstellungs­
kommission hat das Patentamt zu ersuchen, die 
Anmerkung der Einleitung des Rückstellungsver­
fahrens im Patentregister zu veranlassen. 

(2) Diese Anmerkung hat zl!r Folge, daß die 
rechtskräftige Entscheidung der Kommission au.ch 
gegen diejenigen Personen, die, erst ,nachdem 
Zeitpunk~, in dem das Ersuchen um Anmerkung 
an das Patentamt gelangt ist, büCherliche Rechte 
erlangt haben, wirksam ist. 

,(3) Die Anmerkung ist nach. rechtskräftiger 
Beendigung des Verfahrens auf Antrag des' im 
Verfahren festgestellten Eigentümers zu löschen. 

VIII. Vollzugsklausel. 

(2) Weitergehende Ansprüche, die einem Dienst­
nehmer wegen Entziehung oder Behinderung 
gegen den Dienstgeber im Sinne dieses Bundes­
gesetzes zustehen, werden durch die Bestimmungen 

'des Abschnittes VI nicht berührt. 
§ 19. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 

ist das Bunde~ministerium für Handel und 
Wiederaufbau im Einvernehmen mit den Bundes­

VII. Verfahren. _ ministerien für Justiz, für Finanzen sowie für 
§ 15. über Ansprüche nach diesem BundeS-I Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanungbe-

gesetz einschließlich der Rückgriffsansprüche traut. .. 
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Erläuternde Bemerkungen. 

Im Bundesgesetz vom 6. Februar 1947 
über die Nichtigkeit "Von Vermögensentzie­
hungen (Drittes Rückstellungsgesetz), 
B. G. BI. Nr. 54;' werden im § 30 unter ande­
rem auch Ansprüche wegen Entziehung 
oder Behinderung der Ausübung von 
Patentrechten sowie sonstiger gewerblicher 
Schutzrech te einer besonderen Regelung 
vorbehalten. Diese trifft der vorliegende 
EntwUrf zum Achten Rückstellungsgesetz. 

Anläßlich der Beschlußfassung über das 
Patentschutz-überleitungsgesetz, B. G. BI. 
NI'. 123/1947, wurde sowohl vom National­
rat wie auch voin Bundesrat eine Ent­
schließung angenommen, welche die Auf­
forderung an die Bundesregierung ent­
hielt, die auf Grund der sogenannten 
;,Göring-Verordnungen" vom Dienstgeber 
in Anspruch genommenen Diensterfmdun­
gen einer gesetzlichen Regelung zuzu­
führen. Dieser Aufforderung ist im vor­
liegenden Gesetzentwurf ebenfalls ent­
sprochen worden. 

Der Gesetzentwurf zerfällt in acht Ab­
schnitte. Abschnitt I behandelt den Gel-. 
tungsbereich . des Gesetzes (§ 1), Ab-

. schnitt II allgemeine Bestimmungen (§ § 2 
bis 4) , Abschnitt In die Behinderung (§ 5), 
Abschnitt IV Lizenzen und Fruchtnießung 
(§ 6), Abschnitt V patent- und marken­
rechtliche Sonderbestimmungen (§ § 7 bis 
10), Abschnitt VI Diensterfindungen (§ § 11 
bis 14) und Abschnitt VII das Verfahren 
(§§ 15 bis 18). Der Abschnitt VIII ( § 19) 
enthält die Vollzugsklausel. 

Zu § 1: 
Während das Dritte Rückstellungsgesetz 

selbst' nur eine Regelung hinsichtlich der 
. E n t z i eh u n g von Vermögen trifft, ver­

weist es in seinem § 30, Punkt 3, darauf, 
daß- bei der Regelung von Urheber- und 
Patentrechten sowie sonstiger gewerb­
licher Schutz- und anderer immaterieller 
Güterrechte auch eine Regelung hinsicht­
lich der B e hin der u n g der Ausübung 
dieser Rechte zu treffen ist. Tatsächlich 
liegen auf dem Gebiete des gewerblichen 
Rechtsschutzes zahlreiche Fälle vor, in 
denen zwar eine Entziehung von Rechten 
nicht stattgefunden hat, aber durch die 
-Maßnahmen des Nationalsozialismus eine 

'Behinderung des Berechtigten in der Aus­
übung seiner Rechte eingetreten ist durch 

-die der Herechtigte Schaden erlitt, ..Jährend 
andere ungerechtfertigten Nutzen gezogen 
haben. Konnte beispielsweise ". der Inhaber 
eines Patentes auf. Grund politischer Ver-

folgung die Jahresgebühren seiner Pa.tente 
nicht bezahlen. so verlor er seine Patent­
rechte und de:r Gegenstand der Erfi;ndung 
konnte von anderen ausgebeutet werden. 
Es können aber auch Fälle eingetreten 
sein, in denen Patentrechte dem Berech­
tigten widerrechtlich entzogen wurden" der 
Erwerber jedoch diese Rechte fallen ließ, 
ohne daß der politisch Verfolgte einschrei­
ten konnte und wiederum Dritten der 
Nutzen zufiel. Auch in diesem Falle liegt 
neben dem Tatbestand der Entziehung 
gleichfalls der Tatbestand der Behinderung 
vor. Während sich also in Fällen der .Ent­
ziehung die Ansprüche des Berechtigten 
gegen den Erwerber richten, werden s'ieh In 
Fällen der Behinderung die Ansprüche des 
Berechtigten gegen den Nutznießer;, im 
Gesetz Benützer genannt, zu richten ,haben. 

Im Abs. (1) wird demnach festgelegt, 
daß analog zn § 1,~ Abs. (1), des Dritten 
Rückstellungsgesetzes die Entziehung be­
stimmter gewerblicher Schutzrechte, dar­
über hinaus aber auch die Behinderung 
ihrer Ausübung Gegenstand dieses Bundes-
gesetzes sind. ' 

Im Abs. (2)' wird näher umschrieben, 
welche DiensterJindungen Gegenstanq dieses 
Gesetzentwurfes sind. 

Zu § 2: 
Da Patente, Marken'- und Musterrechte 

ebenfalls Vermögenswerte darstellen, ~ kön­
nen die Bestimmungen des Dritten Rück­
stellungsgesetzes, welches die Nichtigkeit 
von Vermögensentziehungen behandelt, 
weitgehendst sinngemäß Anwendung finden. 
Dies triil't insbesonders hinsichtlich de·s 
Tatbestandes der Entziehung zu, weshalb 
es sich erübrigte, gesonderte auf die Ent­
ziehung bezughabende Bestimmungen in 
dieses Gesetz aufzunehmen. Aus diesem 
Grunde entfällt auch ein die Entziehung 
betreffender Abschnitt. . 

Durch die Aufnahme der Bestimmung, 
daß das Dritte Rückstellungsgesetz in der 
"jeweils geltenden" Fassung Anwendung zu 
finden habe, wurde vorgesorgt, daß auch 
zukünftige N ovellierungen des Dritten 
Rückstellungsgesetzes in diesem" Gesetz 
sinngemäß angewendet werden 'können, 
ohne daß hiezu besondere gesetzliche Vor­
schriften nötig sein werden. 

Besonders hervorzuheben ist, daß auch 
die im § 29 des Dritten IlücksteliWlgs­
gesetzes vorgesehene Abgabenfreiheit sinn-
gemäß Anwendung zu -fmdenhat. ' 
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Zu§ 3: 
In den § §9 und 10 des Dritten Rück,. 

stellungsgesetzes ist die Löschung der in 
diesen Bestimmungen angeführten ding­
lichen Rechte im Grundbuch vorgesehen. 
Eine analoge Löschung dieser Rechte in 
den Patentregistern kann' nicht durch­
geführt werden, da die Patentregister ver­
bracht wurden. Der § 5 des Patent-OG. 
sieht eine Neuanlegung des Patentregisters 
vor. Es . wurde daher verfügt, daß die 
Rechte, die in sinngemäßer Anwendung der 
§§ 9 und 10 des Dritten Rückstellungs­
gesetzes zu löschen wären, von einer Ein­
tragung in das neu anzulegende Register 
ausgeschlossen werden. 

Zu §,4: 
, 'Durch die Bestimmungen des Gesetzes 
'\verden ebenso wie im Patent-OG. Rechte 
in Kraft gesetzt, die bereits erloschen oder 
aus anderen Gründen unwirksam gewesen 
sind. Es entspricht den Regeln des Patent­
rechtes, daß Personen, die in gutem 
Glauben in der Zwischenzeit derartige 
Rechte in Benützung genommen haben, 
einen gewissen Rechtsschutz erhalten. Es 
wird dies ausdrücklich im § 15 Patent-OG. 
festgehalten, und der Umfang dieser' Rechte 
bestimmt. Es entspricht der Billigkeit, daß 
auch in den Fällen dieses Gesetzes die 
gleichen Vorschriften sinngemäß zur An­
wendung gebracht werden. Eine einheit­
liche Regelung läßt sich aber mit Rücksicht 
auf die besondere Lage jedes Einzelfalle~ 
niCht treffen. Es mußte daher die Entschei­
dung über die Anwendung der Bestimmun­
gen :des § 15 Patent-OG. dem billigen Er-

. messen der Rückstellungskommission über­
lassen bleiben, die hiebei nicht nur die per­
sönlichen Verhältnisse der Parteien, son. 
dern auch das gesamtwirtschaftliche Inter-

/ esse wahrzunehmen hat. 

Zu.§'5: 

5 

und (3)] würde aber zur Folge haben, daß 
der geschädigte Eigentümer gezwungen 
wäre, den Nachweis des schlechten Glau­
bens des Benützers zu erbringen, wodurch 
in den meisten Fällen eine Verfolgung· 
seines berechtigten Anspruches überhaupt 
vereitelt würde. 

Die vorliegimden Bestimmungen des 
Abs. f.3) verpflichten den Benützer, dem 
geschadigten Eigentümer für die Benützung 
ein angemessenes Entgelt zu leisten und 
stellen es in das Ermessen der Rückstel­
lungskommission, die Höhe dieses Entgeltes 
zu bestimmen. Hiedurch ist der .schwierige 
Nachweis des guten oder schlechten Glau­
bens nicht mehr eine Voraussetzung d,er 
Entscheidung. Der gute Glaub~, wenn e'r 
vom Benützer, der schlechte Glaube, wenn 
er vom geschädigten Eigentümer na'ch­
gewi,esen wird, kann nur bei den Billigkeits­
erwägungen eine Rolle spielen. Es steht den 
Parteien frei, diesen Nachweis zu führen 
und im Ermessen der nückstellungskom­
mission, diese Nachweise zuzu.lassen. Bei 
der Entscheidung der Rückstellungsk6m­
mission wird diese in erster Linie darauf 
Bedacht zu nehmen haben, ob eine Be­
reicherung vorbanden' ist, da dem zurück­
zustellenden Nutzen in weitgehendem Maße 
der Charakter der Bereicherung zukommt. 
Ein Zwang, elen zurückzustellenden Nutzen 
ausschließlich nach den Regeln der Be­
reicherung zu' erfassen, besteht jedoch 
nicht. 

Durch diese Bestimmungen wird der 
Rückstellungskommission die Ermessens­
freiheit geschaffen, die für die gerechte 
Entscheidung der schwierigen und jeweils 
individuell anders g€lagerten Behinde­
rungsfälle . notwendig isL 

Zu § 6: 
Auch bei Lizenzrechlen kann der Tat­

bestand 'der Entziehung oder Behinderung 
gegeben sein. Für diese Fälle haben die all­

Wie schon zu § 1 ausgeführt, richtet sich gemeinen Bestimmungen über die Entzie-
im' Fall der Behinderung der Anspruch ·des hung oder die Behinderung Anwendung zu 
geschädigten Eigentümers gegen den- finden. 
jeriig~n, der aus der Behinderung Nutzen Einer gesonderten Regelung bedürfen 
zog. ' aber die Lizenzverträge, die in der. Zeit 
, Während nach Abs. (2) auf die Person zwischen der Entziehung und Rückstellung 
qes' Benii,tzers die Vorschriften des Dritten abgeschlossen wurden. Für diese Lizenz­
Rückstellungsgesetzes über den Erwerber verträge gilt die Bestimmung, daß sie der 
Anwendung zu finden haben, wurden über geschädigte Eigentümer durch Kündigu.ng 
die Erstattung des aus der Behinderung auflösen kann. Im Falle der Kündigimg 
gezogenen Nutzens in Abs. (3) gesonderte kann aber der Lizenznehmer die Rückstel­
Bes'timmungen getroffen. Der zurückzustel- lungskommission anrufen. Auch hier ist es 
lende Nutzen kann ni,cht als entzogenes mit Rücksicht auf die Besonderheiten der 
Vermögen im Sinne' des Dritten Rückstel- Einzelfälle nicht zweckmäßig, generelle 
lungsgesetzes angesehen werden. Das -Maßnahmen zu treffen. Es muß daher dem 
Rückstellungsgut ist im vorliegenden Fall' Ermessen der Rückstellungskommission 
das gewerbliche Schutzrecht selbst, das überlassen bleiben, ob die Kündigung auf­
aber bereits auf Grund der Bestimmungen recht bleibt, aIlenfalls Bedingungen für.die 
desPatentschutz-überleitungsgesetzes vom, Auflösung festzusetzen oder die Kündigung 
gescpädigten Eigentümer wieder erworben aufzuheben und allenfalls neue BedingUn-

. werden ~ann. Die, sinngemäße Anwendung gen aufzustellen. 
der BestImmung des Dritten Rückstellungs- Das gleiche wie für die Lizenzen gilt auch 
ges'etzes über die Erträgnisse [§ 5, Abs. (2) für die Bestellung einer Nutznießung. 
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Zu § 7: eines derartigen Nichtigkeitsvtjrfahrens der 
Durch die nationß,lsozialistischen Maß- Patentinhaberoder derjenige, dem das 

nahmen wurde es Rechtsbesitzern oft ufi- Patent entzogen wurde, aus den Gründen 
möglich gemacht, die zur \Vahrung ihrer .des § 1 gehindert, seine Rechte im Verfah­
Rechte notwendigen Rechtshandlungen vor- ren entsprechend wahrzunehmen, so kann 
zunehmen, sei es, daß ihnen die Möglich- dieses' Nichtigkeitsverfahren wieder an­
keiten hiezu durch die Entziehung des hängig gemacht werden. Das neue Nichtig~ 
Rechtes,. sei es durch eine Behinderung,. keitsverfahren richtet sich dann nach den 
zum Beispiel erzwungene Flucht, Konzen- österreichischen Gesetzen. Ebenso wie das 
trationslager usw., genommen wurde. Wäh- Nichtigkeitsverfahren können alle anderen 
'rend in den bisherigen Abschnitten II, III Verfahren vor der Nichtigkeitsabteilung 
und IV die Rechtsverhältnisse gegenüber unter dieser Voraussetzung wieder an­
denjenigen, die entweder das entzogene hängig gemacht werden. Eine Ausnahme 
Recht selbst in Händen haben oder einen hilden nur das Rücknahmeverfahren uncl 
Nutzen aus dem Recht gezogen haben, ge- das Verfahren auf Aberkennung, für die 
regelt wurde, werden in diesem Ahschnitt eine derartige Sonderregelung nicht not­
Maßnahmep getroffen, die den geschädigten wendig ist, da gemäß § 6 Patent-VG. auch 
Eigentümern die Möglichkeit bieten, trotz Patente, die in der Zeit vom 13. März 1.9$8 
der Versäumnisse das immaterielle Hecht bis 27. April 1945 rückgenommen, bezle­
selbst wiederherzustellen, beziehungsweise hungsweise aberkannt wurden, in das neue 
die gesetzlichen Folgen, die sich aus der Patentregister ,eingetragen werden können. 
Unterlassung von Rf;\cl;tsverfolgungsmaß­
nahmen ergeben haben, zu beseitigen oder 
~u mildern. Die wesentlichsten Maßnahmen 
auf diesem Gebiete sind bereits durch die 
§§ 6, 7, 8 und 18 des Patent-VG., bezie­
hungsweiseder §§ 6, 7 und 14 des Marken­
VG. getroffen worden. Diese Bestimmungen 
ermöglichen auch all denen, die in der Zeit 
nach dem 13. März 1938 Patent- oder 
Markenrechte verloren haben, diese wieder 
in Geltung zu bringen. Durch diese groß­
zügigen Maßnahmen werden die meisten 
Rückstellungs- und Wiedereinsetzungs­
rälle erfaßt und Verfahren mit. schwieriger 
Tatbestandsfeststellung vermieden. Dar­
über hinaus werden jedoch im vorliegenden 
Paragraphen Maßnahmen getroffen, die den 
besonderen Verhältnissen der Rückstellung 
Rechnung trageIl. Da es sich hier um Aus­
nahmebestimmu,ngen handelt, die von den 
Grundtendenzen der ,Gesetzgebung auf dem 
Gebiete des gewerblichen Hechts schutzes 

. äbweichen, war darauf Bedacht zu· nehmen, 
daß nur nach billigem Ermessen unter Be-
rücksichtigung der besonderen Verhältnisse 
des Einzelfalles von diesen BesLimmungen 
Gebrauch gemacht werden kann. Demnach 
treten diese Ausnahmebestimmungen nicht, 
von selbst ein. Es wird vielmehr in jedem 
Einzelfall durch die Rückstellungskommis­
sion auszusprechen sein, ob und in welchem 
Umfang jede einzelne dieser Bestimmungen 
Anwendung zu finden hat. Erst auf Grund 

'dieses Anspruches der Rückstellungskom­
mission werden über Antrag vom Patentamt 
die angeführten Verfahren eingeleitet, die 
angeführten Rechtsgrundsätze in Anwen­

~ dung gebracht und die festgesetzten Zeit­
räum'e berücksichtigt \verden können. 

. Im einzelnen wurden folgende Sonder­
; maßnahmen getroffen: 

Zua)': 
Patente, die' rechtskräftig nichtig erklärt 

wurden, können nach§ 6, Abs. (2), Punkt b, 
in das neue österreichische Register nicht 
eingetragen werden. Wurde aber im Zuge 

Zu b): 

Unter den Voraussetzungen des § 29 
Patentgesetz kann auf Aberkennung eines 
Patentes geklagt werden. Diese Klage ver­
jährt gegen den gutgläubigen Patentinhaber 
binnen drei Jahren nach Eintragung in das 
Register. Ans pruch sberech tigtePersonen, 
die zur Erhebung dies,er Klage legitimiel't 
sind und aus den Gründen des § 1 an der 
Klageerhebung gehindert waren, haben 
durch den Ablauf dieser Verjährungsfrist 
ihren Anspruch verloren. Durch die vor­
liegenden Bestimmungen kann diese Klage 
unbesclladet der eingetretenen Verjährung 
wieder zugelassen werden. Auch ein aus 
den Gründen des § 1 versäumter Antrag 
auf Erfmdernennung kann nunmehr nach.­
geholt werden. 

Zu c) :" 

§ 2, Abs. (2),'des Uniollsbeitrittsgesetzes 
schließt österreicher, die im Ausland An­
meldungen vollzogen haben, von der: Be­
günstigung des Unionsvertrages aus, die 
darin besteht, daß bei Anmeldungen von 
Patenten und Marken in österreich inner­
halb der Unionsfrist die Priorität der aus­
ländischen Erstanmeldung anerkannt wird. 
Durch die nationalsozialistischen Maßnah­
men waren JedOCh österreicher gezwungen, 

,die Erstanmeldung ihrer Erfmdung im 
Ausland durchzuführen, da. sie im Inland 
Verfolgungen oder parteiliche Entscheidun­
gen befürchten mußten. Es wurde daher für 
diese Fälle die ang·eführte einschränkende 
Maßnahme des Unionsbeitrittsgesetzes 
außer Kraft gesetzt. ' 
• 

Zu d): 

Die österreichische Gesetzgebung hat es 
bisher abgelehnt, eine allgemeine Verlänge­
rung der Schutzdauer von Patenten auf 
Grund der kriegsbedingten Behinderung 
ihrer Ausübung festzusetzen. Dies kaml 
jedoch in Rückstellungsfällen besondere 
Härten schaffen; die durch'die vorliegenden 
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Bestimmungen beseitigt werden sollen.' Es 
wird jedoch darauf Bedacht zu nehmen sein, 
daß in den Fällen der Entziehung eine Aus­
übung der Patente stattgefunden bat, be­
ziehungsweise daß zumirrdest die Möglich­
keit einer Ausübung durch den Erwerber 
gegeben war. Somit hat eine Belastung deI' 
öffentlichkeit durch das Patent stattgefun­
den. Es sollte daher in Fällen, in denen ein 
Rückforderungsanspruch gegen Erwerber 
besteht, von dem allgemeinen Grundsatz, 
daß die Schutz dauer der Patente nicht zu 
verlängern ist, nicht abgewichen werden. 
Immerhin besteht bei Vorliegen einer be­
sonderen Härte auch in diesen Fällen die 
Möglichkeit, eine Schutzdauerverlängerung 
'zu gewähren. 

Zu e)': 
" Nach dem Patentgesetz erhöhen sich die 

'Jahres gebühren mit dem Fortschreiten der 
Patentdauer. Die aus der Anrechnung der 
erhöhten Jahresgebühren sich allenfalls 
ergebenden Härten können dadurch gemil­
dert werden, daß durch die vorliegende Be­
stimmung die Möglichkeit gegeben wird, 
von der Anrechnung der Entziehungs- oder 
Behinderungszeit bei der' Berechnung der 
'Höhe der Jahresgebühren abzusehen. Für 
den Fall, daß bereits Jahresgebührenzah­
lungen oder' Zahlungen auf Grund des 
Patentschutz-überleitungsgesetzes geleistet 
wurden, die höher sind als die auf Grund 
der vorliegenden Begünstigungen . zu er­
.rechnenden Gebuhren, hat eine Verrech­
nung und eine Rückzahlung durch das 
Patentamt zu erfolgen. Im übrigen trifft 
die Erwägung wie zu d auch hier zu. 

Zu f): 

Nach § 55, Abs.( 4), Patentgesetz, gilt 
eine Anmeldung als zurückgenommen, 
wenn auf einen Vorbescheid innerhalb einer 
vom Vorprüfer gesetzten. Frist keine Äuße­
'rung des Anmelders erfolgt. Es besteht 
jedoch die Möglichkeit, innerhalb einer 
Nachholfrist von vier Monaten unter gewis­
sen Voraussetzungen diese Rechtsfolge 
außer Kraft zu setzen. Nach § 8, Abs. (1), 
lit. a, Patentgesetz, können neben anderen 
auch diejenigen Patentanmeldungen wieder­
holt werden, die am 13. März 1938 beim 
österreichischen Patentamt in Behandlung 
standen. Patentanmeldungen, für die an 
diesem Stichtag bereits die vom Vorprüfer 
eingeräumte Frist zur Äußerung auf dcn 
Vorbescheid, aber' nicht die viermonatige 
Nachholfrist abgelaufen war, können nicht 
als Patentanmeldungen angesehen werden, 
die im Sinne des § 8 Patent-ÜG. am 
13. März 1938 in Behandlung standen, da 
sie, wie oben erwähnt, infolge des un­
genützten Ablaufes der Frist zur Äußerung 
auf den Vorbescheid im Zeitpunkt des Ab­
laufes dieser Frist als zurückgezogen gel­
ten. Es wäre daher allen denjenigen die 
Wiederholung ihrer Anmeldung verw~hrt'i 
die kurz vor der Besetzung österreichs 

,beispielsweise durch rechtzeitige Flucht 

7 

}Jicht mehr imstande waren, die ihnen vom 
Vorprüfer gesetzte 'Frist einzuhalten öder 
die Nachholfristauszunützen. Diese Härte 
wird durch die vorliegende Gei'etzesstelle 
beseitigt. 

Zu g): 
§ 22 ades Markenschutzgesetzes setzt 

eine Frist von drei Jahren nach der Regi­
strierung einer Marke für die Antragstel,;. 
lung auf deren Löschung. Aus den gleichen 
Erwägungen wie zu b wurde die Möglichkeit 
geschaffen, den Löschungsantrag auch nach 
Ablauf der Dreijahresfrist zu stellelT'. 

Zu § 8: 
§ 3, Abs. (1), des Vierten Rückstellungs­

gesetzes gesteht unter gewissen Voraus­
setzungen den Inhabern von' Unternehmen 
gelöschter Firmen das Recht zu, die Firma 
mit dem früheren Wortlaut fortzuführen, 
wenn sich das neue Unternehmen wirt­
!?chaftlich als Fortsetzung des von der ge­
löschten Firma betriebenen darstellt. Im 
Abs. (2) dieses Paragraphen wird jedoch 
die Bestimmung getroffen, daß die Fort­
führung des Wortlautes ~ einer gelöschten 
Firma k ein e Nachfolge in die Recht,e und 
Pflichten des von der gelöschten Firma be­
triebenen Unternehmens bewirkt. Nach§ 9 
des, Markenschutzgesetzes klebt aber -das 
Markenrecht an dem Unternehmen, für 
welches die Marke bestimmt ist, erlischt mit 
demselben und geht im Falle des Besitz­
wechsels auf den neuen Besitzer über, ,Zur 
AntragsteIlung nach dem Marken-ÜG .. , di'e 
zur Aufrechterhaltung des ,Markenrechtes 
in österreich notw,endig ist, ist wiederum 
nur,der Inhaber der nach S .g des Marken­
schutzgesetzes markenberechtigten Unter-
nehmung zugelassen. ' 

Da das Vierte Rückstellungsgesetz zwar 
als Voraussetzung zur Fortführung der ·ge­
löschten· Firma die wirtschaftliche Fort­
setzung des gelöschten Unternehmens for­
dert, jedoch gleichzeitig feststellt, daß das 
neue Unternehmen nicht die Rechte und 
Pflichten des alten Unternehmens i,iber­
nimmt, bestehen Zweifel, ob der ,Inhaber 
dieses untet der gelöschten Firma fortge­
setzten Unternehmens zur AntragsteIlung 
nach dem Marken-ÜG. berechtigt ist. Um 
diesen Zwei~el zu beseitigen, wurde die vor-
liegende Bestimmung geschaffen, wonacr1 
nur diese Unternehmen zur AntragsteIlung 
zugelassen werden. Diese Zulassung ist 
einerseits durch den Umstand gerechtfer­
tigt, daß die Fortführung des Unternehmens 
unter der gelöschten Firma· an Voraus­
setzungen gebunden ist, die eine Irrefüh­
rung der Öffentlichkeit weitge@hend aus­
schließt und andererseits der Sinn .der Riick­
stellungsgesetzgebung dafür spricht, daß 

. geschädigte Personen die ihnen zu Unrecht. 
entzogenen Rechte nach Möglichkeit ge­
wahrt bleiben sollen.' Es ist aber inöglich, 
daß ein anderes Unternehmen .besteht,das 
- wenn auch unter. ander.er Firm.:;t das 
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frühere Unternehmen fortgesetzt hat und 
daher nach §, 9 des Markenschutzgesetzes, 
legitimiert wäre. In diesem Falle ist aber 
nachdem Sinn der Rückstellungsgesetz­
gebung dem nach § 3, Abs. (1), des Vierten 
Rückstellungsgesetzes angeführten Unter­
nehmungen der Vorrang zu geben. 

Zu§ 9: 

Im §8, Abs .. (2), des Marken-ÜG. ist 
bestimmt, daß die im Marken-DG. vorge­
sehenen Anträge nur bis zu einer bestimm­
·ten, Frist gestellt werden können. Der End.­
termin dieser Frist wird erst durch das 
Bundesministerium für Handel und Wie'­
deraufbau im Verordnungswege bekanntge­
geben werden. Es besteht die Möglichkeit, 
\laß Rückstellungsverfahren bis zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen sind 
und der Irihaber des Unternehmens die 
Anträge nicht rechtzeitig stellt. Für diesen 

'Fati muß Vorsorge getroffen werden, daß 
der geschädigte Eigentüiner auch nach Ab­
lauf. dieser Frist zur AntragsteIlung zuge­

, lassen werden kaitn. Es wurde demnach dem 
, geSChädigten Eigentümer das Recht einge­
,räumt, einen Antrag auf Verlängerung 

dieser, Frist zU stellen. Dieser Antrag kann 
jedoch nur bis zum Ablauf der im § 8, Abs, 
(2), des Marken-DG. vorgesehenen Frist ge­
stellt werden. 

", ES ist vorgesehen, daß mit Ablauf der 
Frist des § 8, Abs. (2), Marken-DG. jede 
weitere Unklarheit über den aufrechten Be­
stand der vor 1945 eingetragenen Marken 
und Waren'zeichen beseitigt und ein' end­
gültiger Rechtszustand hergestellt wird. 
Durch die Zulassung der Fristgesuche wirll 
zwar dieses Prinzip durchbrochen, doch soll 
die,se Störung durch die Beschränkung des 
Einreichungstermines 'gemildert werden. 
Hiedurch wird wenigstens im Zeitpunkt des 
Ablaufes der Frist nach § 8, Abs. (2), Mar­
ken-DG. die Zahl derjenIgen Marken fest:..· 
gelegt, die allenfalls noch, über diese Frist 
,hinaus ,zur Eintragung beantragt werden 
'können. In den Fällen, in denen die RÜCk­
stellung knapp vor Ende, der Frist des § 8, 
Abs. '(2), Marken-DG. erfolgt, könnte der 
geschädigte Eigentümer in einen Zeitnot­
stand geraten, der die Antragstellung auf 
Fristverlängerung verhindert. Es Wurde 
daher vorsorglich bestimmt, daß der An­
trag jedenfaI.Is gestellt werden kann, wenn 
die Rückstellung zwei Monate vor AblaUf 
der Frist des § 8, Abs. (2), Marken-DG. 
noch nicht durchgeführt war. 

Zu § 10: 0 

'Sowohl in § 8 als auch in § 9 sind keine 
Tatbestände zu beurteilen, die Rückstel­
lungsfragen im engeren Sinn betreffen. Es 
ist daher zweckmäßig, die Entscheidung 

,hierüber dem Patentamt' zu überlassen, wo-
bei ,das Patentamtsverfahren sinngemäß 
Anwendung zU finden hat. 

----------------------

r 

Zu§ 11: 

österreich hat in den § §,5 abis 5 TI des 
Patentgesetzes ,ein vorbildlich geregeltes 
Rechtssystem für Diensterfindungen; das 
Diensterfindungsrecht in Deutschlilnd wurde 
'ers.t durch die sogenannten "Göring:-Verord­
nungen" im Jahre 1942 einer eingehenden 
Regelung unterzogen. Während jedoch In 
denösterreichischen Bestimmungen ,der 
Grundsatz herrschte, daß eine Beanspru'=' 
chung einer Erfindung durch den Dienst­
geber nur auf Grund eines Vertrages erfol­
gen kann - ausgenommen die Fälle eines 
öffentlich-rech tHchen Dienstverhältnis­
ses -, wurde in den "Göring-Verordnungen" 
bestimmt, daß jeder Dienstgeber schon auf 
Grund des Gesetzes einen Anspruch auf die 
Erfin'dungdes Dienstnehmers hat. Dieser 
durch die "Göring-Verordnungen" ge­
schaffene Rechtszustand widerspricht der 
österreichischen Rechtsauffassung,. wes­
halb auch' die eingangs angeführte Ent­
schließung des Nationalrates erfolgte'. Be1 
der Regelung dieser Frage war aber auch 
dem der gesamten österreichischen Dber­
leitungsgesetzgebung zugrunde liegenden 
Leitgedanken der Rechtskontinuität Rech­
nung zu .tragen. Dberdies war zu erwägen, 
daß in allen Unternehmungen, in denen die 
Möglichkeit für Diensterfindungen gegeben 
war, sich jede:!' Dienstnehmer schon beim, 
Eintritt in das Unternehmen im Sinne des 
§ 5 ades Patentgesetzes vertraglich bin­
den mußte, da sonst seine Einstellung nicht 
erfolgt wäre. Es waren demnach fast alle 
Dienstnehmer, wenn schon nicht durch das 
Gesetz, so .doch vertraglich gebunden, ihre 
Diensterfindungen dem Dienstgeber zu 
überantworten. Eine völlige Beseitigung 'der 
durch die "Göring-Verordnungen" geschaf­
fenen Ansprüche der Dienstgeber auf die 
Diensterfindungen; durch welche die Pa", 
tentrechte auf die Dienstnehmer zurück­
fallen würden, würde zu einer Rechtsver­
wirrung führen, die Produktionsfähigkeit 
der Unternehmungen stören und überdies 
Verhältnisse schaffen, die auch dann nicht. 
eingetreten wären, wenn die österreichischen 
gesetzlichen Bestimmungen über die Dienst­
erfindungen fortbestanden hätten. Es wurde 
daher nicht eine generelle Außerkraft­
setzung der durch die "Göring-Verordnun­
gen" geschaffenen Rechtsverhältnisse VeI;­

fügt, ,sondern nur denjenigen, die sich durch 
die Maßnahmen der "Göring-Verordnungen" 
'beschwert erachten, die Möglichkeit ge­
boten, zu verlangen, daß mit ihnen ein Ver­
trag abgeschlossen werde, der den in die­
sem Unternehmens zweig üblichen Bedin­
gungen zu entsprechen' hat. Kommt eine 
Einigung zwischen Dienstgeber up.d Dienst­
nehmer über die Art der Bedingungen nicht 
zustande, so hat die Rückstellungskommis­
sion zu entscheiden. Weigert sich jedoch 
der Dienstgeber überhaupt, einen Vertrag 
im Sinne der Entscheidung der Rückstel­
lungskommission abzuschÜeßen,so verfügt 
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diese die' Übertragung der Erfindung auf 
den Dienstnehmer. 

Zu § 12: 
'Ist der Dienstnehmer der Ansicht,daß 

ihm keine entsprechende Vergütung ge­
'währt wurde, so ist er berechtigt, eine Ände­
rung dieser Vergütung zu beantragen. 
Dieses Antragsrecht war allerdings schon in 
den sogenannten "Göring-Verordnungen:" 
vorgesehen. In der vorliegenden Gesetzes­
stelle ist jedoch klargestellt, daß für der-

. artige Ansprüche des Dienstnehmers nur 
mehr lediglich das den österreichischen 
Verhältnissen angepaßte österreichische 
Hecht Anwendung zu finden hat. 

Zu § 13: 
Es sind Fälle denkbar, in denen durch 

die Beanspruchung der Diensterfindung auf 
Grund der Vorschriften der "Göring-Ver­
ordnungen" dem Dienstnehmer schwere 
Nachteile erwachsen sind, die durch eine all-' 
fällige Änderungller Entschädigung nicht 
'ausgeglichen werden können. Voraussetzung 
ist. selbstverständlich, daß es sich hiebei um 
Bestimmungen der "Göring-Verordnungen" 
handeln muß, die über die analogen östel"­
reichischen Bestimmungen hinausgehen, 
so daß RechtsverhäItnisse vorliegen, die bei 

,Bestehen der österreich ischen Gesetzgebung 
nicht eingetreten wären. In diesen Fällen 
wurde für den Dienstneh~er die Möglich­
keit geschaffen, die Rückst'ellung der Er­
findung zu begehren. Bei der Entscheidung 
ist sowohl auf den für die Erfindung ge­
leisteten Aufwand, als auch auf den aus der 
Erfindung gezogenen Nutzen nach billigem' 
Ermessen Bedacht zu nehmen. 

Zu § 14: 
Dem Dienstnehmer bleibt es selbstver­

ständlich unbenommen, weitergehende An­
sprüche aus allfälligem Tatbestand der Ent­
ziehung oder Behinderung gesondert gel­
tend zu machen. 

Zu § 15: 

9 

ken gelöschter Firmen), § 9 [Verlängerung 
der Frist nach J 8, Abs. (2), Marken.,.ÜG.] 
und § 12 (Streitigkeiten über die Höhe. der 
Dienstnehmerentschädigung) zu. örtlich 
und sachl·ich ist in erster Instanz allein die 
Rückstellungskommission beim' Land.es­
gericht für ZRS Wien zuständig. 

Zu § 18: 
Ebenso wie in den anderen Rückstellungs­

gesetzen ist die Frist zur Geltendmachung 
der Ansprüche auf die Dauer eines Jahres 
begrenzt, soweit nicht Sonderbestirnrnungen 
getroffen sind. Die Möglichkeit der Verlän­
gerung dieser Frist im Verordnungswege 
ist vorgesehen. 

Zu § 17: 
Durch die Auflösung des öste.rrelchischen 

Patentamtes und. durch die Einfüprung zahl­
reicher Überleitungs- und Kriegsverordnun­
gen in der Zeit nach 1938 wurden auf dem 
Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes 
außerordentlich verworrene Rechtszustände 
geschaffen, die nur schrittweise beseitigt 
werden können. Es scheint daher zweck­
mäßig, die Möglichkeit zu eröffnen, daßin 
einzelnen Fällen ein rechtskundiges Mitglied 
des Patentamtes als Bßisitzerherangezogen 
werden kann. Diesem Beisitzer steht 

. ein Stimmrecht nicht zu, da .durch die Ver-
leihungdes Stimmrechtes an den Beisitzer 
das in der Rückstellungsgesetzgebung fest­
gelegte Stimmverhältnis gestört würde. Die 
zur nückstellungskommission heranzuzie­
henden Beisitzer des Patentamtes werden 
vom Präsidenten des Patentamtes bestellt. 

Zu § 18: 
§ 24 des IDritten Rückstellungsgesetzes . 

trifft die Bestimmungen über die Grund­
buchsanmerkungen. In Analogie zu diesen 
Bestimmungen wurde der Vorgang der An­
merkung im Patentregister geregelt. 

Zu .§ 19: 
I' Zum Vollzug ist das Bundesm'inisterium 
für Handel und Wiederaufbau, dem die Re­

Alle Entscheidungen nach diesem Gesetz ge,lung des gewerblichen Rechtsschutzes zu­
stehen der Rückstellungskommission zu, steht, im Einvernehmen mit den .Bündes­
soweit nicht zu den einzelnen Bestimmun- ministerien für Justiz, für .Finanzen sowie 
gen etwas anderes verfügt ist. Dies trifi't für .Vermögenssicherung und Wirtschafts­
nur bei den Entscheidungen nach §, 8 (Mar- ! planung berufen. 
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